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(Nr. 8988.) Landgüterordnung für die Provinz Schleſien. Vom 24. April 1884. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages Unſerer Monarchie, für 
die Provinz Schleſien, was folgt: 


§. 1. 

Landgut im Sinne dieſes Geſetzes iſt eine in der Landgüterrolle des zu⸗ 
ſtändigen Amtsgerichts eingetragene Beſitzung. 

In die Rolle kann jede in der Provinz Schleſien belegene, mit einem Wohn- 
hauſe verſehene Beſitzung eingetragen werden, welche zum Betriebe der Land- oder 
Forſtwirthſchaft beftimmt und mit einem Reinertrage von mindeſtens ſechzig Mark 
zur Grundſteuer veranlagt iſt. 

$. 2. 5 

Zur Eintragung des Landgutes in die Landgüterrolle iſt das Amtsgericht 
zuſtändig, in deſſen Bezirke die Grundſtücke belegen ſind, welche das Landgut bilden. 

Liegen die Grundſtücke in den Bezirken verſchiedener Amtsgerichte, ſo hat 
das Oberlandesgericht zu beſtimmen, bei welchem Amtsgerichte das Landgut in 
die Rolle einzutragen iſt. 5 

$. 3. 


In der Rolle erhält jedes Landgut ein eigenes Blatt. 

Das Landgut beſteht aus denjenigen Grundſtücken, welche auf dem Rollen- 
blatte eingetragen ſind. Dieſelben müſſen nach Blatt, Artikel und Nummer des 
Grundbuches oder nach dem Grundſteuerkataſter bezeichnet werden. 
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Ausgegeben zu Berlin den 12. Mai 1884. 


Auf dem Blatte oder Artikel des Grundbuches iſt die Nummer des Rollen⸗ 
blattes koſtenfrei zu vermerken. 
$. 4. 


Ein Landgut ſoll in die Rolle nur dann eingetragen werden, wenn die 
Vorausſetzungen des $. 1 Abſatz 2 zur Zeit der Eintragung vorhanden ſind. 

Die Eintragung kann nicht aus dem Grunde angefochten werden, weil 
dieſe Vorausſetzungen zur Zeit der Eintragung nicht vorhanden geweſen ſeien. 


$. 5. 


Die Eintragung, ſowie die Löſchung in der Rolle erfolgt auf Antrag des 
Eigenthümers, beziehungsweiſe der Eigenthümer, welche über das Landgut letztwillig 
verfügen können. 

$. 6. 


Die Anträge auf Eintragung, beziehungsweiſe auf Löſchung in der Rolle 
werden bei dem Amtsgerichte unter Anwendung der $$. 32 bis 34 der Grund⸗ 
buchordnung vom 5. Mai 1872 (Geſetz-Samml. S. 446) mündlich angebracht 
oder ſchriftlich eingereicht. 

Das Amtsgericht hat dem Antragſteller mitzutheilen, daß die Eintragung, 
beziehungsweiſe die Löſchung erfolgt iſt. 
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Die Eintragung verliert ihre Wirkſamkeit durch die Löſchung. 

Die Eintragung iſt auch für jeden nachfolgenden Eigenthümer wirkſam, 
ſofern derſelbe Eigenthümer des ganzen Landgutes oder eines den Vorausſetzungen 
des $. 1 Abſatz 2 entsprechenden Theiles deſſelben iſt. i 


K. 8. 


Bei Grundſtückserwerbungen zu einem in der Rolle eingetragenen Landgute 
iſt gleichzeitig mit der Zuſchreibung in dem Grundbuche die Zuſchreibung auch in 
der Rolle zu bewirken, wenn der Erwerber ſeine entgegengeſetzte Abſicht nicht aus⸗ 
drücklich erklärt. ö 

Bei Veräußerungen eines Theiles von einem in der Rolle eingetragenen 
Landgute iſt gleichzeitig mit der Abſchreibung im Grundbuche auch die Löſchung 
des veräußerten Theiles in der Rolle zu bewirken, wenn bei demſelben die Vor— 
ausſetzungen des $. 1 Abſatz 2 nicht zutreffen. 

Treffen dieſe Vorausſetzungen zu, ſo erhält der veräußerte Theil in der Rolle 
ein eigenes Blatt, wovon der Erwerber zu benachrichtigen iſt. 

In den Fällen dieſes Paragraphen erfolgen die Zuschreibungen und 
Löſchungen in der Rolle, ſowie die Anlegung eines neuen Blattes von Amtswegen 
und koſtenfrei. 


| 
| 
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59. 
Die Einficht der Rolle ift Jedem geftattet, welcher nach dem Ermeſſen des 
Amtsgerichts ein rechtliches Intereſſe dabei hat. 
Die Einſicht der Rolle erfolgt koſtenfrei. 


$. 10. 

Wird der Eigenthümer eines Landgutes von mehreren Perſonen beerbt, 
ſo iſt in Ermangelung einer entgegenſtehenden letztwilligen Verfügung einer der 
Erben, der Anerbe, berechtigt, bei der Erbtheilung das Landgut nebſt Zubehör 
für den nach H. 14 feſtzuſtellenden Preis zu übernehmen. 

Dieſe Berechtigung ſteht nur den Nachkommen des Erblaſſers, den 
Geſchwiſtern des Erblaſſers und deren Nachkommen zu. 

Die nach den $$. 570 ff. Titel 1 Theil II des Allgemeinen Landrechts dem 
überlebenden Ehegatten zuſtehenden Befugniſſe bleiben unberührt. 


F. 11. 
Die Berechtigung der Nachkommen des Erblaſſers zur Uebernahme des 
Landgutes wird nach folgenden Grundſätzen geregelt: 
Leibliche Kinder gehen Adoptivkindern, eheliche den unehelichen vor. Unehe⸗ 
lichen Kindern des Vaters ſteht die Berechtigung nicht zu. Durch nachfolgende 
Ehe legitimirte Kinder ſtehen den ehelichen gleich. 


Ferner geht vor der ältere Sohn und deſſen Nachkommen männlichen 95 
Geſchlechts, in Ermangelung von Söhnen und männlichen Nachkommen derſelben 7 
die ältere Tochter des älteren Sohnes und deren Nachkommen, falls aber Nach⸗ a 


kommen von Söhnen nicht vorhanden find, die ältere Tochter des Erblaſſers und 
deren Nachkommen. fr 
Kinder, welche zur Zeit der Erbtheilung wegen Geiſteskrankheit oder Ver⸗ 
ſchwendung entmündigt ſind, ſowie Kinder, welche eine Verurtheilung zu Zuchthaus⸗ 
ſtrafe und zugleich zum Verluſte der bürgerlichen Ehrenrechte erlitten haben, ſtehen 
den übrigen Miterben nach. ’ ! 
Unter den Nachkommen eines Kindes richtet ſich die Berechtigung zur Ueber— 
nahme des Landgutes nach denſelben Grundſätzen. 


| 9.12. | 
Sind mehrere Landgüter und mehrere Nachkommen vorhanden, ſo finden 8 
g die HF. 10 und 11 mit der Maßgabe Anwendung, daß jeder Berechtigte in der a 
| Reihenfolge feiner Berufung nach feiner Wahl Ein Landgut übernehmen kann. 
Sind mehr Landgüter, als Berechtigte vorhanden, ſo wird die Wahl in derſelben 
Reihenfolge wiederholt. 


. 13. 


Wird der Eigenthümer eines Landgutes von Geſchwiſtern oder deren Nach⸗ 
kommen beerbt, fo finden die $$. 11 und 12 entſprechende Anwendung. 
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F. 14. 

In Ermangelung einer anderweitigen Vereinbarung bildet der vierzigfache 
Betrag des Grundſteuerreinertrages der Liegenſchaften den Uebernahmepreis. 

Auf Antrag des Anerben oder eines Miterben iſt jedoch der Uebernahme— 
preis durch Abſchätzung des Gutswerthes feſtzuſtellen. 

Dieſe erfolgt nach den zur Zeit der Aufnahme der Taxe für Auseinander⸗ 
ſetzungen geltenden Abſchätzungsgrundſätzen der Schleſiſchen Landſchaft durch deren 
Behörden. 

$. 15. 


Der Eigenthümer des Landgutes, welcher über daſſelbe letztwillig verfügen 
kann, iſt befugt, in einem Teſtamente oder in einer gerichtlich oder notariell be— 
glaubigten Urkunde oder in einer eigenhändig geſchriebenen und unter Beifügung 
des Jahres und Tages unterſchriebenen ſtempelfreien Urkunde die Anwendung der 
§§. 10 bis 14 auszuſchließen oder unter den Miterben diejenige Perſon zu be 
ſtimmen, welche zur Uebernahme des Landgutes oder der mehreren Landgüter 
berechtigt fein ſoll, ſowie die in dem $. 17 erwähnten Verfügungen zu treffen. 

In gleicher Weiſe kann vorbehaltlich des Pflichttheilrechtes der Nachkommen 
und des überlebenden Ehegatten beſtimmt werden, zu welchem Betrage der Guts— 
werth bei der Erbtheilung angerechnet werden, daß und in welcher Höhe der 
Gutsübernehmer bei der Theilung ein Voraus erhalten oder in einer ſonſtigen 
Weiſe bevorzugt werden ſoll. 


F. 16. 


Bei Ermittelung des Pflichttheiles der Miterben, welche das Landgut nicht 
übernehmen, iſt für den Werth des letzteren der nach den Grundſätzen des §. 14 
zu berechnende Uebernahmepreis maßgebend. 


F. 17. 


Wegen Verletzung des Pflichttheils können nicht angefochten werden: 

1) Verfügungen des Erblaſſers, durch welche dem leiblichen Vater des An⸗ 
erben lebenslänglich, der leiblichen Mutter bis zur Großzährigkeit des 
Anerben das Recht beigelegt wird, das Landgut nebſt Zubehör nach 
dem Tode des Erblaſſers in eigene Nutzung und Verwaltung zu nehmen 
unter der Verpflichtung, den Anerben und deſſen Miterben, letztere bis 
zur Auszahlung ihres Erbtheils, angemeſſen zu erziehen und für den 
Nothfall auf dem Landgute zu unterhalten; 

2) Verfügungen des Erblaſſers, durch welche die Fälligkeit der Erbtheile 
der Miterben bis zu deren Großjährigkeit unter der Verpflichtung des 
Anerben, die Miterben bis zu dieſem Zeitpunkte angemeſſen zu erziehen 
und für den Nothfall auf dem Landgute zu unterhalten, hinaus— 
geſetzt wird. 
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$. 18. 


Die in den $$. 10 bis 17 enthaltenen Beſtimmungen finden nicht An- 

wendung: 

1) auf Landgüter, deren Gebäude zur Zeit des Todes des Erblaſſers mit 
einem den Grundſteuerreinertrag der Liegenſchaften überſteigenden 
Nutzungswerthe zur Gebäudeſteuer angeſetzt ſind; 

2) wenn der Erblaſſer bei feinem Tode nicht allein Eigenthümer des Land- 
gutes war; 

3) wenn das Landgut beim Tode des Erblaſſers in Folge von Ver⸗ 
änderungen, welche nach der Eintragung des Landgutes in die Rolle 
ftattgefunden haben, nach $. 1 Abſatz 2 nicht eintragungsfähig geweſen 
wäre; jedoch kommt der Mangel eines Wohnhauſes zur Zeit des Todes 
des Erblaſſers nicht in Betracht, wenn dieſer Zuſtand alsdann noch 
nicht zwei Jahre gewährt hat. 


$. 19. 


Für jede Eintragung und für jede Löſchung in der Rolle, einſchließlich der 
darüber dem Eigenthümer zu machenden Mittheilung, wird außer in den Fällen 
des F. 8 eine Gerichtsgebühr von drei Mark erhoben. 

Die Anträge zur Rolle ſind einer Stempelabgabe nicht unterworfen. 

Erbtheilungen, welche auf Grund dieſes Geſetzes erfolgen, ſind frei vom 
Kaufſtempel. 

$. 20. 


Dieſes Geſetz tritt mit dem 1. Juli 1884 in Kraft. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 24. April 1884. 


(L. S.) Wilhelm. 


Zugleich für den 
Miniſter des Innern: 


Fürſt v. Bismarck. Maybach. Lucius. Friedberg. v. Boetticher. 
v. Goßler. v. Scholz. Gr. v. Hatzfeldt. Bronſart v. Schellendorff. 
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(Nr. 8989.) Geſetz, betreffend Abänderungen des Penſionsgeſttzes vom 27. März 1872. 
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Vom 30. April 1884. 


Wir Wilhelm „von Gottes Gnaden König von Preußen u. 
verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages der Monarchie, 
was folgt: 
Einziger Artikel. 
An die Stelle des F. 10 Nr. 2 und der $$. 21 bis 23 des Penſionsgeſetzes 
vom 27. März 1872 (Geſetz-Samml. S. 268) treten folgende Vorſchriften: 


$. 10 Nr. 2. 

Dienſtemolumente, welche ihrer Natur nach ſteigend und fallend 

ſind, werden nach den in den Beſoldungs-Etats oder ſonſt bei Verleihung | 
des Rechts auf dieſe Emolumente deshalb getroffenen Feſtſetzungen und in 
Ermangelung ſolcher Feſtſetzungen nach ihrem durchſchnittlichen Betrage 
während der drei letzten Etatsjahre vor dem Etatsjahre, in welchem f 
die Penſion feſtgeſetzt wird, zur Anrechnung gebracht. 


§. 21. 

Die Beſtimmung darüber, ob und zu welchem Zeitpunkte dem 
Antrage eines Beamten auf Verſetzung in den Ruheſtand ſtattzugeben 
ift, erfolgt durch den Departementschef, | 

Bei denjenigen Beamten, welche durch den König zu ihren 
Aemtern ernannt worden ſind, iſt die Genehmigung des Königs zur 
Verſetzung in den Ruheſtand erforderlich. 

Für die Beamten derjenigen Kategorien, deren Anſtellung durch 
eine dem Departementschef nachgeordnete Behörde erfolgt, kann der 
Departementschef letzterer oder der ihr vorgeſetzten Behörde die Beſtim⸗ 
mung über den Antrag auf Verſetzung in den Ruheſtand übertragen. 

Ha, 

Die Entſcheidung darüber, ob und welche Penſion einem Beamten 
bei ſeiner Verſetzung in den Ruheſtand zuſteht, erfolgt durch den 
Departementschef in Gemeinſchaft mit dem Finanzminiſter. 

Dieſelben können die Befugniß zu dieſer Entſcheidung derjenigen 
dem Departementschef nachgeordneten Behörde übertragen, welcher die 
Beſtimmung über die Verſetzung des Beamten in den Ruheſtand zu⸗ 
ſteht (F. 21 Abſatz 3). 


§. 23. 


Die Beſchreitung des Rechtsweges gegen die Entſcheidung darüber, 
ob und welche Penſion einem Beamten bei ſeiner Verſetzung in den 
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Ruheſtand zu gewähren ift, fteht dem Beamten offen, doch muß die 
Entſcheidung des Departementschefs und des Finanzminiſters der Klage 
vorhergehen, und letztere ſodann bei Verluſt des Klagerechts innerhalb 
ſechs Monaten, nachdem dem Beamten dieſe Entſcheidung bekannt 
gemacht iſt, erhoben werden. Der Verluſt des Klagerechts tritt auch 
dann ein, wenn nicht von dem Beamten, über deſſen Anſpruch auf 
Penſion die dem Departementschef nachgeordnete Behörde Entſcheidung 
getroffen hat (F. 22 Abſatz 2), gegen dieſe Entſcheidung binnen gleicher 
Friſt die Beſchwerde an den Departementschef und den Finanzminiſter 
erhoben iſt. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 30. April 1884. 


(L. S.) Wilhelm. 


Fürſt v. Bismarck. v. Puttkamer. Maybach. Lucius. Friedberg. 
v. Boetticher. v. Goßler. v. Scholz. Gr. v. Hatzfeldt. 
Bronſart v. Schellendorff. 
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Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetz-Samml. S. 357) 
ſind bekannt gemacht: 


1) der Allerhöchſte Erlaß vom 25. Februar 1884, betreffend die Genehmigung 
von Aenderungen des unterm 28. April 1882 genehmigten revidirten 
Statuts des Danziger Hypothekenvereins, durch das Amtsblatt der Königl. 
Regierung zu Danzig Nr. 15 S. 81, ausgegeben den 12. April 1884, 


2) die Allerhöchſte Verordnung vom 1. März 1884, betreffend die Aufbringung 
und Vertheilung der Deichlaſten in der Linkuhnen⸗Seckenburger Deich⸗ 
ſozietät auf dem linken Memel⸗Gilge-Ufer, durch das Amtsblatt der Königl. 
Regierung zu Gumbinnen Nr. 16 S. 150, ausgegeben den 16. April 1884; 


3) das unterm 5. März 1884 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Drainage⸗ 
genoſſenſchaft zu Jaſten im Kreiſe Toſt⸗Gleiwitz durch das Amtsblatt der 
Königl. Regierung zu Oppeln Nr. 17 S. 166 bis 169, ausgegeben den 
25. April 1884, 


4) das unterm 10. März 1884 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Ent⸗ 
und Bewäſſerungsgenoſſenſchaft „Verband der Gohmarſch-Wieſen“ zu 
Berſenbrück durch das Amtsblatt für Hannover Nr. 18 S. 675 bis 680, 
ausgegeben den 2. Mai 1884; 


5) der Allerhöchſte Erlaß vom 12. März 1884, betreffend die Herabſetzung des 
Zinsfußes der auf Grund des Allerhöchſten Privilegiums vom 23. Auguſt 
1869 von dem Kreiſe Grünberg aufgenommenen Anleihe von fünf auf 
vier Prozent, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Liegnitz 
Nr. 15 S. 101, ausgegeben den 12. April 1884; 


6) der Allerhöchſte Erlaß vom 24. März 1884, betreffend die Genehmigung 
des zweiten Nachtrags zu dem Statute des Bremenſchen ritterſchaftlichen 
Kreditvereins vom 4. März 1856, durch das Amtsblatt für Hannover 
Nr. 18 S. 681, ausgegeben den 2. Mai 1884. 


Redigirt im Bureau des Staatsminiſteriums. 
C 


Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 


